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MIETVERTRAG
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Zwischen dem Land Berlin, vertreten durch das Bezirksamt Wedding
von Berlin, Abteilung Bauwesen, - Gartenbauam-b -, Dohnagestell 9,
1000 Berlin 65,

im folgenden Vermieter genann-t,

und

^i'S^p^^B

im folgenden Mieter genannt,

wird. folgender Vertrag geschlossen:

§ 1

(1) .Der Vermieter vermietet an <ien Nieter die auf dem suigehefteten
Lageplan durch rote Umrandmig kemitlich gemachte landeseigene
Uferf lache des Plötzensee^ zum Zwecke folgend.er Nutzung:

Betrieb einer Bootsverm.ietung.

Es ist dem Mieter auch gestattet, auf der Mietfläche eine Im-
bißwirtschaft ohne Sitzgelegenheiten im Rahmen und unter den
Einschränkungen der vom Wirtschaftsamt Wedding erteilten Er-
laubnis vom 22. Nai /198'1 zu betreiben. Dabei ist auch der Ver-

- 2 -



- 2 -

^ ^
W

.tf-

kauf von Eis sowie von Tabakwaren aus einem Automaten gestattet,

(2) Die Steganlagen. sowie deren Unterhaltung und das Recht, Boote
daran festziuaachen, werden in diesem Vertrag nicht geregelt.
Hierüber hat der Mieter mit dem Senator für Bau- -und Wohnungs-
wesen (Ab-beilung VII) einen gesonderten Vertrag zu schließen.

(5) Der Fischbesatz des Plötzensees ist nicht; Gegenstartd dieses
Vertrages. Er erfolgt durch den Senator für S-fcadtentwLcklung
•und. Umweltschutz - Fischer ei am't; -.

(4) Die Ausgabe von Jahres-und Tagesangelkarten aa. Sportfischer
und von Jahreserlaubnisscheinen an Ajigelsportvereine wird
vom Senator für Stadtentwickluiig und. Umweltschutz - Fische-
reiamt - in einem gesonderten Vertrag geregelt.

(5) Der vorliegende Mietvertrag gilt nur, wenn sämtliche erfor-
derlichen Genehmigungen anderer öffentlicher Stellen vor-
liegen und die Verträge nach Abs. 2 und 4 zust;ajidegekomm.en
sind.

«

(6) Der Mieter darf die Mietfläche nicht imter vermieten, bzw
unterverpachten. 9-(L.Q uCi(.(( C'i\/<-C^ /\^ftt-^:fA(ft C( /\j.^ . (,
CUk^\//(.,pc?c4^a^^ A^f ^^ //(<^

^

—(7) Die auf der Mietfläche vorhandenen Baulichkeiten, Betriebs:
anlagen und -einrichtungen gehören nicht dem Vermieter und.
werden infolgedessen durch diesen Mietvertrag nicht mi tver-
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mietet,

§ 2

(1) Das Mietverhäl-bnis beginnt mit dem 1. Juli 1981 und. endet am
51. Dezember 1982; wird es nicht spätestens drei Monate vor
Ablaut der Mietzeit gekündigt, so verlän.gert es sich jedes-
mal um ein Jahr.

(2) Die Kündigimg muß schriftlich erfolgen; für die Rechtzeitig-
keit der Kündigung konmi-b es nicht auf die A'bsend.xmg, sondern
auf die Ankunf'fc des Kün.digungsschreibens an.

(5) Bei Ablauf der Mietzei-b findet § 568 BGB keine Aiiwenduiig.

§ 5

t
(1) Der Mietzins beträgt jährlich

Deutsche Mark).
Kin Wort en:

Er setzt sich wie folgt zusammen:

a) für die Nutzung der Mietfläche zum Betrieb der Boots-
vermietiiag (
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b) für die Nu-bzimg der Mietfläche zum Betrieb
der Imbißwirtschaft

insgesamt

 

(2) Der vom 1. Januar 1982 an fällige Jahresbetrag von
ist in zwei gleichen Raten. am 2. Januar und l. Juli eines je-
den Jahres im voraus an die Bezirkskasse Wedding, '1000 Berlin
65, Müllers-fcraße 146/147, Postscheckkonto Berlin (West) Nr.
5875-106 zum Kassenzeichen 4204/124 01 Personenkonto-Nr.
S'ö/i^^ö zu überweisen. Für die Zeit vom 1. Juli bis 51. De-
zember 198/1 siaä^^ff^^^'^ols zws. /10. Juli /1981 zu ü'berwei-
sen.

-••:

•:.-

(5) Für die Rechtzeitigkeit der ZaJilung kommt es nicht auf die
Absendimg, sondern, auf die Ankunft des Geldes an. Kosten
für Kahjischrei'ben gehen zu Lasten des Niet ers.

(4) Ist der Mietzins eine Woche nach Fälligkeit bei der Bezirks-
kasse nicht eingegangen, so ist der Vermieter zur Erhebiuig
von Verzugszinsen in Hohe von 5 % über dem Diskontsatz der
Deutschen Bundesbank jährlich, mindestens aber in Höhe von
^ % jährlich, berechtigt. Darüber hinaus kann der Vermieter
den weiteren nachweisbaren Verzugsschaden gel-fcend machen.

(5) Der Vermieter behält sich vor, die Höhe der vereinbarten
Miete zum 1. Januar eines jeden Jahres zu überprüfen. Ist
die vereinbarte Miete inzwischen nicht unerheblich hinter

!̂
(t

- 5 -



_:_^. /?/ i-W

- 5 - m
-.

der ortsüblichen Miete für Mi e-fcob 3 ek-be gleicher Art zurückgeblie-
ben, haben die Vertragsparteien die vereinbarte Miete durch Nach-
•fcragsvertrag entsprechend zu erhöhen. Kommt; über die Mieterhöhung
keine Einigujig zwischen den Vertragsparteien zustande, stellt das
für den Vermieter einen Grun.d. zur fristlosen Kündigiing nach § 1$
Abs. 2 d) dar.

(6) Erhöhen sich während der Mietzeit die vom Vermieter für die Miet-
• fläche zu entrichtenden Steuern, Lasten, Abgaben, oder sonstige

Gebuhpen oder werden solche neu eingeführt, so ist der Vermie-fcer
berechtigt, die Nehrbelas-tung auf den Mieter umzulegen.

(7) Samtliche Abgaben (einschließlich Sozialabgaben), Gebühren, La-
sten mid Steuern, die mit dem Be-brieb des Mieters (Boo-bsv-ermie-
•fciing nebs-fc Imbißwirtschaf-b) sowie mit den auf der Mietfläche
vorhandenen und künftigen Baulichkeiten, Betriebsaiilagen imd.
-einrichtiing-en verbunden sind, trägt der Mie-fcer. Ebenso trägt
der Mieter die zu entrichtenden Verbrauchsabgaben (Strom, Müll-
abfuhr, Wasser, En.twässerun.g, Fäkalienbeseitigimg usw.).

(8) Der Mieter kann gegenüber dem Mietzins weder mit einer Gegen-
forderung aufrechnen noch ein Minderungs- od.er Zurückbehaltimgs-
recht; ausüben.

§ 4

Der gegenwärtige Zustand der Nietfläche u-ad. deren Grenzen sind
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dem Mieter bekannt. Für die Beschaffenheit, insbesondere des Un-
tergrundes, und die Gebrauchsfähigkeit der Mie-fcf lache für den
Mietzweck sowie die Erlangimg der für den Gewerbebetrieb des
Mieters auf der Mietfläche (BootsvermieturLg nebst Imbißwir-b-
schaft) erforderlichen behördlichen Genehmigungen übern.immt
der Vermieter keine Gewähr.

/

§ 5

(1) Die Nutzung der Mietfläche hat nach d.en. Regeln, einer ordxtiuxgs-
mäßigen Wil;schaf-t; zu erfolgen; ihre Benutzung zu anderen als
den in diesem Verträge genannten Mie-tzwecken. ist unzulässig.

(2) Die Beschaffenheit der Nietfläche darf nur insoweit verändert
werden, als dies zur ordjiungsmäßigen Nutzung entsprechend dem
Mietzweck erforderlich ist. Verän.derungen der Subs-fcanz, ins-

besondere Ausschachtungen, oder Erhöhus.gen des Griind und Bodens,
die Entnahme von Erde, Sand, Lehm usw., die Ablagerung solcher
Stoffe auf der Mie-bf lache, ferner das Fällen von Bäiunen sind.
untersag-fc. Müll, Schutt, Asche, Fäkalien. sowie A'bfälle jeder
Art dürfen auf der Mietfläche nicht abgelagert oder vergra-
ben werden. • *

(5) Die Nietfläche ist während der Mie-fczei-t in ordnungsmäßigem
Zustand, zu erhalten, und bei Beendigung des Vertrages in die-
sem Zustaad wieder zurückzugeben.

(4) Die Im.bißwirtschaft ist in hygienisch einwandfreier Weise
zu führen.
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(5) Der Mieter ist zur ständigen sorgfältigen Reinigung der Miet-
fläche,'Baulichkeiten, Betriebsanlagen und -einrichtuiigen ver-
pflichtet. Verunreinigungen aller Art sind zu unterlassen.

(6) Schäden an der Nietfläche sind dem Vermieter sofort Schrift-'
lich anzuzeigen.

§ 6 ~

Der Mieter hat dem Land Berlin gegenüber keinen Anspruch auf
Schutz der Mietfläche sowie des Betriebes (Bootsvermietimg
nebst Imbißwirtschaft), der Baulichkeiten, Betriebsanlagen
luid -einrichtungen gegen Einwirkung des.Hochwassers, des
Eisganges, der S-brömung sowie der Schiffahrt zuid anderer
Benutzungen des Gewässers sowie auf Gewährleistung eines
bestimmten Wasserstandes.

§ 7

«

(/1) Der Mieter hat ohne Anspruch auf Entschädigung zu dulden,
daß die vertragsmäßige Nutzung der Mietflache (als Boots-
Vermietung und Imbißwirtschaft) durch Arbeiten zur Unter-
haltung un.d zum Ausbau des Gewässers sowie durch Maßnahjnen
zur Unterhaltung und zum Betrieb von Schiff ahrtsan.lagen
der zuständigen. Behörden sowie zum Setzen, zur Unterhaltung'
und. zum Betrieb von Schiffahrtszeichen vorübergehend 'beein-
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trächtigt wird. Entsprechendes gilt für Kabelleitmigen, Mäste
u-ad dergleichen. Gesetzliche Duldungspflichten bleiben uabe-
rührt. i

(2) Das Gleiche gilt sinngemäß für erforderliche Arbeiten im Be-
reich des lands eilig en. öffentlichen Grün- bzw. Straßenlandes. •

(5) Werden durch solche Arbeiten und Maßnahmen der zuständigen
Behörden des Landes Berlin die Baulichkeiten, Betriebsanla-
gen und -einrichtz-mgen auf der Nietflache beschädigt, so
steht dem Mieter ein Anspruch auf Schadensersatz gegen das
Land Berlin nur zu, wenn Bedienstete oder Beauftragte des
Landes Berlin den- Schaden schuldhaft verursacht haben. Im
übrigen gilt § 2^4 BGB.

§ 8

(1) Müssen, infolge von Unterhaltimgsarbeiten oder infolge d-es
Ausbaues des Gewässers die AusüburLg der vertragsgemäßen
Nutzung geändert, die Baulichkeiten, Betrie'bsanlagen und.
-einrichtungen ganz oder vorübergehend beseitigt, verlegt
oder geändert werden-, so hat; der Mieter die hierzu erfor-
d-erlichen Maßnahmen auf seine Kosten durchzuführen.; führ-fc
das Land Berlin diese Maßnahme aus, so hat der Nieter ihm.
die Kosten insoweit zu erstatten.

(2) Das Gleiche gilt sinngemäß bei Bauarbeiten im Bereich des
landseitigen öffentlichen Grün- bzw. Straßenlandes.
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(5) Erhöhen sich infolge der in den. Absätzen 1 und 2 genami-ten
Arbeiten die Betriebskosten des Nieters sowie seine Kosten

zur Ausübung der vertragsmäßigen Nutzung, trägt er die Mehr-
kosten.

§ 9

(1) Zur Herstellung neuer oder Veränderung vorhandener Baulichkei-
ten (auch Kartenverkaufshäuschen), Betrieb s anlagen mid. -ein-
richtungen jeder Art ist - uabeschadet der vom Mieter selbst
einzuholenden, bauaufsichtlichen und sonstigen behördlichen
Genehmigung - die. vorherige schriftliche Zustiinmung des Ver-
mie-fcers, dem zu cLiesem. Zweck die Grundriß- und Bauzeichrtungen
einzureichen sind, erforderlich. Die Versaguiig der ZustiiDmurLg
berechtigt den Nieter nicht zur vorzeitigen Kündiguag des Niet-
Verhältnisses, zur Minderung d-es Mietzinses oder ziun Schadens-
ersatz. Jeden Schaden, der durch die von dem Mieter vorgenomme-
ne oder veranlaßte Errich-bujig neuer oder Änd-erurLg vorharLdener
Baulichkeiten, Be-fcrie'bsanlagen. und -einrichturLgen entsteht,
hat dieser dem Vermieter auch dann zu ersetzen, werm. ihn selbst
oder seine Familienmitglieder oder die von ihm. beauftragten.
Handwerker usw. kein Verschulden trifft.

^

(2) Beginn und Beendigung der Errichtung oder Veränderuri.g von Bau-
lichkeiten, Betriebsanlagen und -einrich-fcurLgen auf der Niet-
fläche sind dem Vermieter, Beendigung und VerärLd-erung der Bau-
lichkeiten usw. außerdem dem Finanzamt, uingehend schriftlich
anzuzeigen; der Mieter haftet für jeden durch unterlassene
oder unrichtige Angaben der Gemeinde erwachsenden Steuerver-
lust.

10 -



- 10 -

^J^
W

(5) Sämtliche auf der Mietflache vorhandenen lind küaf-fcigen Baulich-
keiten, Betriebsanlagen und -einrichtungen sind vom Mieter aiif
eigene Kosten während .der gesamten Nietzeit in gutem Zustajid.
zu erhalten (einschließlich Schönheitsreparaturen).

Kommt der Mieter dieser Verpflichtung nicht nach, kann der Ver-
mieter nach Setzen einer angemessenen Frist die erforderlichen
Unterhaltung s arise it en auf Kos-fceD. d.es Mieters ausführen..

§ 10

(1) Der Mieter haftef dem Vermieter für alle Schäden, die von ihm,
seinen Angehörigen, seinen Bedienst eten und Arbeitern, von d-en
von ihm beauftragten Handwerkern und Lieferan.'fcen, von seinen
Kunden sowie anderen Personen, die aus Anlaß der Nutzung des
Objekts durch den Nieter die Nietf lache "betreten, an dieser
schuldhaf-b verursacht -werden..

Dem Nieter obliegt der Beweis dafür, daß ein schuldhaftes Ver-
halten nicht vorgelegen hat.

t

(2) Der Mieter übernimmt die Verkehrssicherungspf licht für die Ni.et-
fläche und den landseitigen Zugangsweg.

Dem Nieter o'bliegt die VerkehrssicherurLgspflicht hinsichtlich
der auf der Mietflache vorhandenen und künftigen Baulichkeiten,
Betriebsanlagen und. -einrichtimgen.

Die Verkehrssicherungspflicht nach Satz 1 UXLCL 2 umfaßt auch die
Pflicht zur Schnee- und Eisglättebeseitigung.

- 11 -
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(5) Der Mieter übernimm-b die Haftmig für alle Schäden, die Drit-fcen
(z.B. Angehörigen des Mieters, seinen Arbeitnehmern, von ihm
beauftragten Handwerkern und Lieferanten, seinen Kundea., Bs-
auf-tragt; en *des Vermieters) im Bereich der Nietflache imd des
Zugangsweges - auch in den, auf den bzw. durch die Baulichkei-
-ben, Betriebsajilagen urLd -einrichtungen - durch Maßnahmen, oder
Unterlassen, oder durch den. Betrieb des Mieters (Bootsvermietung
nebst Imbißwirtsöhaft) entstehen. Der Mieter stellt den Vermie-

. ter von derartigen Schadensersatzansprüchen Dritter ersatzlos
frei. Er schließt eine ent; sprechende Haftpflichtversicherung
in angemessener Höhe bei einer dem Vermieter genehmen Gesell-
schaft; ab und weist deren A'bschluß dem Vermieter durch Vorlage
der Police umgehend, nach. Ferner ist der Mieter verpflichtet,
jeweils während des ersten Monats eines jeden Miets Jahres dem
Nachweis der Prämienzahlung für das laufende Miets jähr zu er-
bringen.

*uüd Bediensteten

§ ^

Die Aufstellung von Reklameschildern jeder Art auf der Nietflache
oder ihre Anbringung an. den Baulichkeiten usw. ist nur mit vor-
heriger schriftlicher Zustimmung des Vermieters gestattet. Die
erforderlichen behördlichen Genehmigmigen ha-b der Mieter einzu-
holen.

Werbung mittels Lautsprecher ist nicht gestaltet.

- -12 -
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§ 12

(1) Die Beauftragten des Vermieters sind zum Betreten, und zur Be-
sichtigung der Mietfläche sowie der Baulichkeiten, Betriebs-
anlagen und. -einrichtungen an. den Werktagen in der Zeit von
8.00 bis 18.00 Uhr, in Notfällen jederzeit, berechtigt. Zum
Zwecke anderweitiger Vermietimg ist auch fremden Personen
die Besichtigiuig der Mietf lache ges-fcattet.

(2) Der Vermieter gestattet Fahrzeugen des Landes Berlin oder vom
Land Berlin beauftragten Fahrzeugen an der Betriebsanlage vor-
übergehend anzulegen. Dabei dürfen Personen ein- und ausstei-
gen und Be- und Entladearbeiten durchgeführt werden.

(5) Für elektrische Einrichtungen dürfen nur Erdkabel verlegt wer-
den. Wird hierbei öffentliches Grün- und Straßenland in An-
Spruch genommen, ist der Vermieter so rechtzeitig im voraus
in Kenntnis zu-setzen, daß die Bauar'beiten, wenn der Vermie-
ter dies verlangt, durch eine vom Vermie'fcer zu ben.erm.end.e
Fachfirma - allerdings ebenfalls auf Kosten des Mieters -
vorgenommen, werden können.

•»

(4) Rettungsringe sind. in ausreichender Anzahl an zugän.glichen)»
Stellen anzubringen. Für den. Erhalt und. ordnungsmäßigen
Zustand ist zu sorgen.

§15 .

(1) Wird die Mietfläche vom Vermieter zu öffentlichen Zwecken
oder im. öffentlichen Interesse benötigt, kann er ohne Ent-
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schädigungspflicht gegenüber dem Nieter das -Mietverhältnis vor-
zeitig mit sechsmonatiger Frist zum Schluß eines jeden Kalen-
dermonats küad-igen.

(2) Der Vermieter ist berechtigt, das Mietverhältnis ohne Einhal-
tung einer Kündigujigsfrist zu kündigen:

a) wenn der Mieter trotz Abmahnung von. der Mietfläche
einen vertragswidrigen Gebrauch macht, insbesondere
einem Dritten, den Gebrauch überläßt, oder die Miet-
fläche nicht ordjiimgsgemäß iiutz-fc oder seine Sorg-
faltspflichten. verletzt oder die Bootsvermietung
nicht jeweils vom Begirm. bis ziim Ende der Saison
durchgeh'end betreibt; oder

b) weim über das Vermögen des Mieters ein Vergleichs-
oder Konkursverfahren eröffnet wird; oder

c) wen-a der Mieter mit der Zahlung des vereinbarten
Mietzinses länger als einen Monat im Rückstand.
ist; oder

d) wemi ein anderer w.ich-fciger Grimd vorliegt.
<

Aus- der vorbehaltlosen Aniiahme einer verspäteten Zahlung kann
der Mieter für spätere Verzugsfälle einen Verzicht des Vermie-
ters auf das Recht zur fristlosen Kündigung nach Satz 1 c)
nicht herleiten.

(5) Steht; ein un.anfechtbarer Verwaltu.n.gsakt d-er AusüburLg der ver-
traglichen Rechte entgegen, so endet dieser Mietvertrag ohne

- 14 -
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Kündigung mit Eintritt der Unan.fechtbarkeit;. Werden die vertrag-
lichen Rechte nur teilweise betroffen, können die Vertragspartei-
en aber auch eine entsprechende Vertragsänderzmg vereinbaren.

(4) Sollte der Vertrag zwischen dem Mieter und dem Senator für Bau-
und Wohnungswesen (§ 1 Abs. 2) oder dem Senator für Stadtent-,,
Wicklung und Umweltschutz (§ 1 AT^s. 4) geldind-igt werden, so ';::
gilt automa-bisch auch der vorliegende Mietvertrag zum gleichen
Zeitpunkt als wirksam gekündigt.

(5) Bei Beendigung des Mi et Verhältnisse s durch Kündigung von Seiten
des Vermieters oder des Mieters oder aus jeglichem, sonstigen
Grund, stehen dem Mieter keinerlei En.tschadigungsanspruche ge-
gen. den Vermieter zu.

§ 14

Im Falle der fristlosen Kündigung haftet der Nieter, solange
eine and-erweitige entgeltliche Nutzung der Fläche nicht sta.tt-
findet, für die Miete für die vorgesehene Dauer des Vertrages
bzw. für den durch eine zilr Verhütung größerer finanzieller
Nachteile etwa unvermeidliche billigere Vermie-fcuag dem Ver-
mie-ter erwachsenen. Ausfall.

§ 15

Nach Beendiguji'g des Mietverhältnisses hat der Mieter d.ie Niet-
fläche in völlig geräumtem, mid. gesäubertem Zustand, an den Ver-

- 15 -
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mi et er- zurücksu.ge'ben. ' i.:

Dabei hat der Mieter die Baulichkeiten, Betriebsanlagen und
- einrichtungen einschließlich der Fundamente wieder zu ent-2
fernen und den ursprünglichen Zustarid des Mietfläche wieder-
herzustellen, auch die Schließung der etwa vorhandenen. Ver-
sorgungsleitungen zu veranlassen. Ein. Anspruch auf En.tschä-
digung hierfür gegen den Vermieter besteht nicht.

-.'•..

§ 16

(1) Nachträgliche Änderungen und Ergän.zungeü. dieses Vertrages
müssen schriftlich erfolgen.

Mundliche Nebenabreden. sind -uxLgültig.

(2) Pur alle aus diesem Vertrag sich etwa ergebend.en Streitig-
keiten ist das Amtsgericht Wedding oder das Landgericht Ber-
lin sachlich und. örtlich zuständig.

«

Berlin 65, den

Bezirksamt Wedding von Berlin
Abteilung Bauwesen - Gartenbauamt -

Berlin 15, den 7)Ö.ct. S/\

<f

•s

als Vermieter

Ä-"' ^-•y ^
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Nachtraasvertraa Nr. 7 vom 01.03.1990

tritt in den bestehenden Mietvertrag mit allen Rechten und Pflichten
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Nachtragsvertrag Nr. 7

zu dem Mietvertrag vom 30.9./5.10.1981 einschließlich der Nach-
tragsverträge Nr. i-6

Zwischen dem Land Berlin, vertreten durch das Bezirksamt Wedding
von Berlin, Abt. Bau- und Wohnungswesen, Gartenbauamt, Dohnagestell 9,
l Berlin 65

als Vermieter

und

W

^w.

und

als ausscheidender Mieten

^;''rSf9!C!fai!,SifSSifX^if

als zukünftiger Mieter ;|

wird fo.lgender Vertrag geschlossen:

§ l

i. tritt mit Ablauf des 28.2.1990 aus dem Miet-
l't'nTs""Ü"etreffend den Bootsverleih am Plötzensee aus.

(2) Für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis bis zum'

(l)
e

§ 2

Rechten und Pflichten in, ,de.n bestehenden Mietvertrag ein.
(2)1

a»

erhält sämtliche Vertragsunterlagen von
fe> ausgehändigt und bestätigt die Kenntnisnahme.

K'?'1'

§ 3

Der Nachtragsvertrag ist in drei Ausfertigungen angefertigt. Je
ein Exemplar haben

2 -
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Berlin, den ^ , 0 / 1990 Berlin, deny/,3. 199°
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(ausscheidender Mieter)
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Übersicht Nutzungsvertraa Se nSUT vom 09.03.1996

Nutzungsberechtigt ist Bootsverleit

Es handelt sich um einen privatrechtlichen Nutzungsvertrag

Gegenstand: die im Plötzensee am Südufer befindliche Wasserfläche
Zweck: Bootsstandsvermietung.

Nutzer übernimmt Nutzungsgegenstand einschl. evtl. vorhandener Anlagen in dem
Zustand, in welchem er sich z. Z. des Vertragsabschlusses befindet.

Dauer: 01.01.1996 - 31 .12.1996
Verlängerung um jew. ein weiteres Jahr, wenn nicht 3 Monate vor Abi. d. jew.
Kalenderjahres gekündigt wurde.

zahlbar zum 15.02. eines jeden Jahres

Bei Erweiterung der Anlage wird das Nutzungsentgelt vom Tage der Bereitstellung
der größeren Fläche um die genannten Einheitsbeträge erhöht.

Bei Verzug: Verzugszinsen 2 % über Diskontsatz der Deutschen Bundesbank.

Nutzungsgegensand nur zur vereinbarten Nutzungsart, nur für die nach den
jeweiligen behördlichen Bestimmungen zulässigen Zwecke.

\

Errichtung baulicher Anlagen bedarf der Zustimmung des Verwalters, VOR Einholung
der öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Erlaubnisse, Zulassungen.

Anlagen (hier Steganlagen) sind vom Nutzer in gutem und verkehrssicherem Zustand
und den jeweils öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entsprechend zu erhalten.

Nutzer verpflichtet, Verwalter von Beseitigung od. Veränderung vorhandener
Anlagen unverzüglich zu benachrichtigen. Verpflichtung zur Zahlung des
Nutzungsentgeltes bleibt vorbehaltlich der Regelung in § 3 Abs. 2 über die
Neuvereinbarung des Nutzungsentgeltes unabhängig vom Vorhandensein der
Anlage bis zur Beendigung des Vertrages bestehen.

Vermietung, Verpachtung od. sonst. Weiterüberlassung an Dritte bedarf vorheriger
Zustimmung des Verwalters.

Wechsel in Person des Gewahrsamsinhabers ist Verwalter unverzüglich mitzuteilen.

Kündigung muss schriftlich erfolgen.

Kündigung ohne Einhaltung einer Frist:
a) unter tatsächler Gefährdung der Rechte des Verwalters durch

Zwangsvollstreckung in Anspruch genommen od. an dereig.
Vermögensverwaltung behindert wird,
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b) bisherigen Wohnsitz od. Aufenthalt in solcher Weise aufgibt, dass er selbst den

Nutzungsgegenstand nicht mehr ordnungsgemäß bewirtschaften kann.
c) Vertraglichen Verpflichtung nicht nachkommt; z. B. Zahlungsrückstand für mehr

als drei Monate im Rückstand

Bisheriger Nutzer haftet für Ausfall an Nutzungsentgelt und sonst. Leistungen.

Erlöschen od. Beendigung -^ vorhandene Anlagen restlos beseitigen und früheren
Zustand wiederherstellen.

Nutzer verpflichtet sich, den Verwalter von Schadensersatzansprüchen od. sonst.
Ansprüche sowie behördlicher Auflagen freizustellen.

Verpflichtung zur Reinigung der vor der Anlage vorhandenen Wege, Straßen und
Steige von Schnee und Eis sowie zum Streuen.
Erforderliche Ubernahme-Erklärung gegenüber dem LEA!

Wird durch Ausbau / Unterhaltung des Gewässers / Ufers Beseitigung od.
Abänderung von Anlagen eri:orderlich, hat der Nutzer diese auf eigene Kosten
vorzunehmen.

Nutzer ist für sachgemäße Ausführung, Erhaltung der Anlage sowie Erfüllung
behördlicher Auflagen verantwortlich. Bei Beschädigungen steht dem Nutzer ein
Anspruch auf Wiederherstellung der Anlage oder auf Entschädigung gegen den
Verwalter nur zu, sofern Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Verwalters oder
seiner Beauftragten vorliegt. Ansprüche gegen andere Personen bleiben unberührt.

Verwalter ist berechtigt, Nutzungsentgelt alle 2 Jahre nach den allgemeinen
wirtschaftlichen Verhältnissen oder nach dem besonderen Nutzungswert des
Nutzungsgegenstandes neu zu bestimmen.
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Nutzungsvertrag

Das Land Berlin, vertreten durch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Umweltschutz und
Technologie, Salvador-Allende-Straße 78 - 80 e, 12559 Berlin, nachstehend Verwalter
genannt, schließt mit dem

Nutzungsberechtigten

Anschrift

Bo^i^rleilkplötzensee

vertreten durch

im folgenden Nutzer genannt, nachstehenden Nutzungsvertrag.
Dieser privatrechtliche Nufc2;ungsvertrag ersetzt nicht eventuell erforderliche öffentlich-rechtti-
ehe Genehmigungen, Erlaubnisse, Zulassungen und Gestattungen.

§1
Nutzungsgegenstand

(1)Die if" Plötzensee am Südufer

gelegene Wasserfläche wird zum Zwecke der Bootsstandsvermietung
überlassen.

(2) Sollte sich bei einer nachträglichen Überprüfung ein geringerer als der vereinbarte Nut-
zungsumfang ergeben, so kann der Nutzer erst mit Beginn des neuen Kalenderjahres eine
Änderung des Nutzungsentgeltes verlangen. Wird vom Nutzer ein größerer Nutzungsumfang
wahrgenommen als vertraglich vereinbart, so ist für die die Vereinbarung überschreitende Nut-
zung das doppelte Nutzungsentgelt zusätzlich als einmalige Vertragsstrafe zu zahlen.
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(3) Der Nutzer übernimmt den Nutzungsgegenstand einschließlich evtl. vorhandener klagen
in dem Zustand, in welchem er sich zur Zeit des Vertragsabschlusses befindet. Jede Gewähr,
auch für die Ausübung der vertraglich vereinbarten Nutzung, ist ausgeschlossen.

Vertragsdauer

<1) Das Nutzungsverhältnis beginnt am 01.01.1996

Das Nutzungsverhältnis endet am 31.12 • 1996

(2) Nach Ablauf dieser Zeit verlängert sich der Vertrag jeweils um 1 Jahr, wenn eine der
Vertragsparteien nicht spätestens 3 Monate vor Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres kündigt
(siehe auch § 5).

Nutzungsentgelt und Nebenkosten

(1) Das Nutzungsentgelt wird wie nachstehend aufgeführt berechnet:

Nutzungsart Berechnungsfaktor Fläche in m2
Menge in m3
Anzahl

Nutzungsentgelt
in DM

32 Bootsliegeplgtze

Hiernach hat der Nutzer ein jährliches Nutzungsentgelt von "l
(aufgerundet)

in Worten:

zu zahlen.

Es wird vom pl. 01.1996 ab berechnet und ist unter Angabe des Kassen-
Zeichens 1400/5139 74 im voraus auf das Konto der Landeshauptkasse
Berlin

Kontonummer

58-100
0990007600
9919260800

Geldinstitut

Postbank Berlin
Berliner Sparkasse
Berliner Bank AG

Bankleitzahl

100 100 10
10050000
10020000

zu überweisen. Barzahlung ist ausgeschlossen.
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Das Nutzungsentgelt in Höhe von ............. DMistam
Das Nutzungsentgelt in Höhe von............. DMistam....:
Das Nutzungsentgelt in Höhe von .............DMistam
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jeden Jahres fällig.

(2) Bei Erweiterung der Anlage wird das Nutzungsentgelt vom Tage der Bereitstellung der grö-
ßeren Fläche um die genannten Einheitsbeträge erhöht. Ändern sich andere Grundlagen
wesentlich, so kann jede Vertragspartei verlangen, daß das Nutzungsentgelt neu vereinbart
wird.

(3) Der Einwand der Aufrechnung oder die Zurückbehaltung des Nutzungsentgelts ist, soweit
die Forderung nicht unbestritten oder rechtskräftig ist, ausgeschlossen. Zur Sicherung der
Verpflichtungen des Nutzers kann der Verwalter eine Sicherheit verlangen.

(4) Bei Verzug können Mahnkosten und für den rückständigen Betrag Zinsen in Höhe von 2 %
über dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank, mindestens aber 4 % jährlich, erhoben
werden.
Außerdem ist der nachweisbare Verzugsschaden zu ersetzen.

§4
Nutzung von Anlagen und Untervermietung

(1) Der Nufczungsgegenstand darf nur in der vereinbarten Nutzungsart und nur für die nach äeff
jeweiligen behördlichen Bestimmungen zulässigen Zwecke genutzt werden.

(2) Zu jeder Veränderung der Nutzungsart oder der baulichen Anlagen hat der Nutzer zuvor die
Zustimmung des Verwalters einzuholen. Die Errichtung baulicher Anlagen bedarf der Zustim-
mung des Verwalters, und zwar vor Einholung der öffentlich-rechtlichen Genehmigungen,
Erlaubnisse und Zulassungen.

(3) Die auf dem Nutzungsgegenstand befindlichen Anlagen sind vom Nutzer in gutem und ver-
kehrssicherem Zustand und den jeweils öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entsprediend zu
erhalten. Den diesbezüglichen Anordnungen des Verwalters hat er Folge zu leisten.

(4) Der Nutzer verpflichtet sich, den Verwalter von einer Beseitigung oder Veränderung vor-
handener Anlagen unverzüglich zu benachrichtigen. Die Verpflichtung zur Zahlung des Nut-
zungsentgeltes bleibt vorbehaltlich der Regelung in § 3 Abs. 2 über die Neuvereinbarung des
Nutzungsentgettes unabhängig vom Vorhandensein der Anlage bis zur Beendigung des Ver-
träges bestehen.

(5) Eine Vermietung, Verpachtung oder sonstige Weiterüberlassung des Nutzungsgegenstan-
des oder einzelner Anlagen oder Teilen von solchen an Dritte bedarf der vorherigen Zustim-
mung des Verwalters. Der Nutzer hat die notwendigen Unterlagen dem Verwalter einzureichen.

(6) Ein Wechsel in der Person des Gewahrsamsinhabers ist dem Verwalter unverzüglich mitzu-
teilen.
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Kündigung

(1) Die Kündigung des Vertrages muß schriftlich erfolgen und dem anderen Vertragspartner
spätestens am letzten Werktag vor Beginn der Kündigungsfrist zugegangen sein.

(2) Im Falle des Ablebens des Nutzers und der hierdurch bedingten Beendigung des Nut-
zungsverhältnisses wird der Verwalter einen Vertrag gleichen Inhalts mit dem
Rechtsnachfolger abschließen, es sei denn, daß in der Person des Erben wichtige Gründe
gegen eine Fortsetzung des Nutzungsverhältnisses mit diesem bestehen oder die dem Nutzer
zur Nutzung überlassene Wasserfläche zur Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben
anderweitig dringend benötigt wird. Etwaige überzahlte Nutzungsentgelte werden mit dem
Reäitsnachfolger verrechnet.

(3) Der Verwalter kann den Nutzungvertrag mit sofortiger Wirkung ohne Einhaltung einer Frist
kündigen, wenn der Nutzer:

a) unter tatsächlicher Gefährdung der Rechte des Verwalters durch Zwangsvollstreckung
in Anspruch genommen oder an der eigenen Vermögensverwaltung behindert wird,

b) seinen bisherigen Wohnsitz oder Aufenthalt in solcher Weise aufgibt, daß er selbst den
Nutzungsgegenstand nicht mehr ordnungsgemäß bewirtschaften kann,

c) seinen vertraglichen Verpflichtungen nicht nachkommt (z. B. Zahlungsrückstand, ver
tragswidriger Gebrauch oder unbefugte Nutzung oder Überlassung an Dritte usw.). Ein
Zahlungsrückstand in diesem Sinne liegtvor, wenn der Nutzer mit dem Nutzungentgelt
mehr als 3 Monate im Rückstand ist.

(4) Im Falle einer Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist haftet der bisherige Nutzer
für den Ausfall an Nutzungsentgelt und sonstigen Leistungen.

(5) Bei Ablauf der Nutzungszeit findet § 568 BGB keine Anwendung.

(6) Bei Erlöschen oder Beendigung des Nutzungsvertrages hat der Nutzer auf Verlangen des
Verwalters vorhandene Anlagen restlos zu beseitigen und den früheren Zustand wiederherzu-
stellen.

^

§6
Ansprüche Dritter '.::•

(1) Der Nutzer verpflichtet sich, den Verwalter von Schadensersatzansprüchen oder sonstigen
Ansprüchen sowie behördlichen Auflagen freizustellen, die wegen der genehmigten Anlage
erhoben werden.

(2) Der Nutzer übernimmt die Verpflichtung zur Reinigung der vor der Anlage vorhandenen
Wege, Straßen und Steige von Schnee und Eis sowie zu ihrem Bestreuen mit abstumpfenden
Stoffen gemäß dem Straßenreinigungsgesetz vom 19. Dezember 1978 (GVBI. S. 2501) in der
jeweils gültigen Fassung. Der Nutzer verpflichtet sich weiterhin, spätestens mit der Übernahme \
des Nufczungsgegenstandes die erforderliche Erklärung gegenüber dem Landeseinwohneramt
Berlin -II B 22 - abzugeben.

/'
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§7
Gewässerausbau

(1) Wird durch einen Ausbau oder eine Unterhaltung des Gewässers oder seiner Ufer eine
Beseitigung oder Abändemng von Anlagen erforderlich, so hat der Nutzer diese auf eigene
Kosten vorzunehmen.

(2) Der Nutzer ist für die sachgemäße Ausführung und Erhaltung der Anlagen sowie Erfüllung
behördlicher Auflagen verantwortlich. Wird die Anlage infolge von Änderungen, Unterhaltungs-
oder Erneuemngsarbeiten am Gewässer oder aus irgendwelchen sonstigen Anlassen
beschädigt, so steht dem Nutzer ein Anspruch auf Wiederherstellung der Anlage oder auf
Entschädigung gegen den Verwalter nur zu, sofern Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des
Verwalters oder seiner Bauftragten vorliegt. Ansprüche gegen andere Personen bleiben
unberührt.

§8
Gerichtsstand '^

Für Streitigkeiten aus diesem Vertrag bzw. über den Nutzungsgegenstand ist Gerichtsstand
Berlin.

Sonstige Vereinbarungen

(1) Der Verwalter ist berechtigt, das Nutzungsentgelt alle 2 Jahre nach den allgemeinen
wirtschaftlichen Verhältnissen oder nach dem besonderen Nutzungswert des
Nutzungsgegenstandes neu zu bestimmen.
Die Bestimmung ist für den Nutzer verbindlich (§ 315 BGB).

Berlin, den
ä.:?...^...

.^...

Verwalter: Nutzer:
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Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
Umweltschutz und Technologie
Im Auftrag
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„ Die Daten werden, soweit sie zur Überwachung des Zahlungseingangs benötigt werden, in

einer Datei beim Landesamt für Informationstechnik gespeichert. Die Datei wurde mit der

Dateibeschreibung gem. § 25 Berliner Datenschutzgesetz - Bin DSG -in der Fassung vom 17.

Dezember 1990 (GVB11991 S. 16, 54), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Januar 1993

(GVBI S. 40), dem Berliner Datenschutzbeauftragten zum Dateienregister gemeldet.

Das Register kann von jedem eingesehen werden".
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